
Individuelle Förderung statt Einheitsschule
„Wir setzen auf individuelle Förderung statt auf Einheitsschule“ Kultusminister 
der Länder Baden-Württemberg, Bayern und Sachsen stellen Grundsatzpapier 

der unionsgeführten Länder zu differenziertem Bildungswesen vor 
Mitteilung: Bayerisches Staatsministerium für Unterricht und Kultus

BERLIN. Auf individuelle Förderung der Schülerinnen und Schüler statt auf Einheitsschule setzen 

die unionsgeführten Länder in der Schulpolitik. Dies haben heute in Berlin Kultusministerin Prof. Dr. 

Marion Schick (Baden-Württemberg), Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle (Bayern) und Kultusminis-

ter Prof. Dr. Roland Wöller (Sachsen) betont. Gemeinsam stellten sie in der Bundespressekonferenz 

ein bildungspolitisches Grundsatzpapier der unionsgeführten Länder vor. Unter dem Titel „Individu-

elle Förderung statt Einheitsschule“ präsentierten sie „12 Thesen zum differenzierten Schulsystem: 

anschlussfähig - individuell – zukunftsfähig“. Intention des Grundsatzpapiers ist es, die Gemein-

samkeiten und Zielsetzungen der unionsgeführten Länder in der Bildungspolitik herauszuarbeiten 

und öffentlich darzustellen. 

„Im Mittelpunkt steht dabei die bestmögliche Förderung unserer Kinder und Jugendlichen“, unter-

strichen Marion Schick, Ludwig Spaenle und Roland Wöller. Dass dies gelinge, zeigten auch die Er-

gebnisse von Vergleichsstudien. In der PISA-E-Studie 2006 und dem Bildungsvergleich der deut-

schen Länder vom Juni 2010 hatten die Schülerinnen und Schüler von Baden-Württemberg, Bayern 

und Sachsen sehr gut abgeschnitten. 

„Gerade ein differenziertes Schulwesen mit seinen vielfältigen Angeboten entspricht den einzelnen 

Schülerinnen und Schülern mit ihren Fähigkeiten, Bedürfnissen und Interessen“, so Bayerns Kultus-

minister. „In den unionsregierten Ländern setzen wir darauf“, so der Minister, „bei unseren Kindern 

und Jugendlichen Talente und Begabungen zu entdecken und sie daraufhin bestmöglich zu fördern 

und zu entwickeln. Dabei haben wir auch die Aufgabe, die Menschen zu unterstützen und vorhan-

dene Schwächen auszugleichen“. Kultusminister Wöller ergänzte: „Als Leitprinzipien unseres Bil-

dungswesens gelten dabei die Qualität und die Gerechtigkeit. Jeder zählt! Das ist der Anspruch ei-

nes gerechten Schulsystems." 

Unter „Qualität“ subsumierten die Minister alle Anstrengungen, um Unterricht und Schule weiter zu 

verbessern. „Nur so können wir unsere jungen Menschen optimal auf die Anforderungen von Ge-

sellschaft und Wirtschaft vorbereiten.“ Unter dem Stichpunkt „Gerechtigkeit“ geht es für Minister 

Spaenle darum, dass alle jungen Menschen sich sehr gut entfalten können und dabei bestmöglich 

unterstützt werden - unabhängig von ihrer sozialen und kulturellen Herkunft. Dies gelte auch für 

Menschen mit Migrationshintergrund. „Die Durchlässigkeit des differenzierten Schulwesens spielt 

dabei eine zentrale Rolle“, ergänzte er. Unabhängig vom Elternhaus müssen wir sicherstellen, dass 

leistungsfähige junge Menschen den Weg zur Hochschule gehen können. Der Staat übernehme da-

bei die Rolle des pädagogischen Schulwegbegleiters. 

Ministerin Schick hob hervor, dass insbesondere das berufliche Bildungswesen eine Vielzahl von 
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Möglichkeiten für begabte Schülerinnen und Schüler biete, nach dem Hauptschulabschluss oder 

dem Mittleren Bildungsabschluss den weiteren Weg bis zur Hochschulreife zu gehen. „Die berufli-

chen Schulen tragen damit in hohem Maße zur Durchlässigkeit des Bildungssystems bei“, so Marion 

Schick. Kontinuität und Verlässlichkeit blieben auch weiterhin Eckpfeiler konservativer Bildungspoli-

tik. „Wir werden unsere bildungspolitische Verantwortung weder nach oben noch nach unten abwäl-

zen. Weder bundeseinheitlicher Zentralismus noch das neue rot-grüne Allheilmittel einer vermeintli-

chen Kommunalisierung der Bildung werden die Zukunftsaufgaben, vor denen wir stehen, lösen“, 

betonte die baden-württembergische Kultusministerin. 
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Individuelle Förderung statt Einheitsschule 
12 Thesen zum differenzierten Schulsystem:
anschlussfähig – individuell – zukunftsfähig 

von
Kultusministerin Prof. Dr. Marion Schick, Baden-Württemberg 

Kultusminister Dr. Ludwig Spaenle, Bayern 
Kultusminister Prof. Dr. Roland Wöller, Sachsen 

1. "Jeder zählt" ist unser Anspruch 

Vom christlichen Menschenbild ausgehend muss die Devise heißen: Jeder zählt! Das ist der An-

spruch eines gerechten Schulsystems. Schule leistet durch ihren Bildungs- und Erziehungsauftrag 

einen wesentlichen Beitrag zur Persönlichkeitsentwicklung, kann allerdings andere Sozialisationsin-

stanzen – insbesondere das Elternhaus – nicht ersetzen. 

2. Bildungsgerechtigkeit fordert Vielfalt – gleich ist nicht gerecht 

Bildungsgerechtigkeit in einer pluralen, demokratischen Gesellschaft basiert auf Vielfalt, nicht auf 

"Gleichmacherei" im Sinne einer Einheitsschule. Nur dies ermöglicht individuelle, flexible Bildungs-

wege gemäß den jeweiligen Lern- und Leistungsvoraussetzungen, dem unterschiedlichen Entwick-

lungstempo und den individuellen Neigungen. Der Einzigartigkeit des Einzelnen ist Rechnung zu 

tragen. Das Bekenntnis zur Individualität bedeutet zugleich, Heterogenität anzuerkennen und wert-
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zuschätzen – nicht zuletzt in der Förderung von Kindern mit Migrationshintergrund. Deshalb stre-

ben wir nicht "eine Schule für alle", sondern durch hinreichende Differenzierung die richtige Schule 

für jeden an. Bildungsgerechtigkeit heißt nicht Gleichheit im Ergebnis und in der Struktur. 

3. Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung 

Die Angebote in der allgemeinen und der beruflichen Bildung haben jeweils einen spezifischen An-

satz und eine spezifische Orientierung. Naturgemäß sind sie deshalb nicht gleichartig, wohl aber 

gleichwertig. Diese Gleichwertigkeit von allgemeiner und beruflicher Bildung muss im breiten ge-

sellschaftlichen Bewusstsein verankert werden – auch weil unsere hoch differenzierte Gesellschaft 

gleichermaßen auf Fachkräfte aus dem akademischen und dem berufspraktischen Bereich angewie-

sen ist. Es darf zu keiner Diskriminierung der beruflichen Bildung gegenüber der Allgemeinbildung 

kommen. Mit Blick auf gewandelte Herausforderungen der Arbeitswelt muss nun konsequent an ei-

ner Modernisierung der beruflichen Bildung gearbeitet werden. Erforderlich ist die Eindämmung der 

anhaltenden Überspezialisierung bei den Ausbildungsberufen, z. B. durch die konsequente Schaf-

fung von Berufsgruppen. Nur so können angesichts des schnellen Wandels in Berufsbildern und 

Wirtschaftsbereichen Mobilität und Zukunftsfähigkeit ermöglicht werden. Nur so kann der Fachkräf-

tebedarf auch angesichts des demografischen Wandels gesichert werden. 

4. Kein Abschluss ohne Anschluss 

Verantwortungsbewusste Schulpolitik setzt gleichermaßen auf ein klar strukturiertes, differenziertes 

Schulsystem wie auf Anschlussfähigkeit und Durchlässigkeit. Möglichkeiten der Gestaltung des indi-

viduellen Bildungsweges müssen in der Schullaufbahn- und Bildungsberatung mit Schülern und El-

tern immer wieder besprochen werden. Sackgassen darf es nicht geben. In einem differenzierten, 

leistungsorientierten Bildungssystem mit vielfältigen Anschlussmöglichkeiten und in einer Zeit, in 

der lebenslanges Lernen gefordert ist, sind sowohl für den beruflichen als auch für den privaten Er-

folg des Einzelnen sein Wissen und seine Fähigkeiten ausschlaggebender als die zunächst besuchte 

Schulart. 

5. Wissen - Kompetenzen - Werte als solide Basis 

Ganzheitliche Bildung und Erziehung in einer demokratischen Gesellschaft muss auf die Trias Wis-

sen - Kompetenzen - Werte orientieren. Dieser Dreiklang ermöglicht Persönlichkeitsentwicklung, Ei-

genverantwortung und verantwortungsbewusste Teilhabe am beruflichen und gesellschaftlichen Le-

ben. Der Erwerb von inhaltsbezogenem, flexibel nutzbarem und anschlussfähigem Wissen – auch 

als solide Basis für weiteres lebenslanges Lernen - ist dabei fundamental und durch nichts zu erset-

zen, auch nicht durch allgemeine Kompetenzen. Die sukzessive, systematische Entwicklung von 

Methoden- und Sozialkompetenz ist Grundlage für weiteres Lernen und befähigt dazu, neue Anfor-

derungen zu bewältigen. Werteorientierung ist zentral sowohl hinsichtlich der Ausbildung individuel-

ler Werte als auch hinsichtlich der Vermittlung demokratischer Grundwerte. Zielperspektive sind in 

gleicher Weise Selbstbestimmungsfähigkeit und Gemeinschaftsfähigkeit. Werteerziehung im schuli-
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schen Kontext gelingt dann, wenn sich das Wissen über Werte einerseits und die konkrete Erfah-

rung von Werten andererseits gegenseitig durchdringen. 

6. Fordern und Fördern gehören zusammen 

Die Verbindung von Fördern und Fordern sowie eine klare Leistungsorientierung müssen weiterhin 

Maßstab bleiben. Gute Bildungspolitik ist präventive Sozialpolitik. 

Bildung ist ein aktiver Prozess. Für den Bildungserfolg des Einzelnen ist deshalb seine Bereitschaft 

sich anzustrengen, ein entscheidender Faktor: Es muss bewusst gemacht werden, dass man Bil-

dung nicht planmäßig produzieren kann, sondern dass es ganz wesentlich vom Engagement des 

Einzelnen abhängt, inwiefern die Chancen, die von Seiten des Staates ermöglicht werden, genutzt 

werden. Hier sind sozialstaatlicher Fürsorge deutliche Grenzen gesetzt. Aufgabe von Schule – und 

Gradmesser von Bildungsgerechtigkeit – ist es, jedes Kind – unabhängig von seiner sozialen Her-

kunft – in seiner Leistungsentwicklung zu unterstützen und es zum Ausschöpfen seiner Potentiale 

zu ermutigen. Natürlich müssen leistungsschwache Schüler gestärkt werden, aber darüber darf 

man nicht vergessen, dass hochbegabte Schüler den gleichen Förderanspruch haben. Die systema-

tische und kontinuierliche Begabtenförderung ist auch wichtig für die Förderung von Leistungs- und 

Verantwortungseliten, die unser Land braucht. 

7. Schule als Lern- und Erfahrungsraum: Mehr als den ganzen Tag Unterricht 

Für alle Schüler, ob leistungsstark oder leistungsschwach, gibt der bedarfsgerechte, an Qualitätskri-

terien orientierte Ausbau von ganztagsschulischen Angeboten wichtige zusätzliche (Förder-) Impul-

se. Zugleich ermöglicht er weitergehende Erfahrungen und Aktivitäten. Dies gilt nicht nur für bil-

dungsbenachteiligte Kinder. Wichtig ist, dass derartige Angebote nicht von oben als "Zwangsbe-

glückung" oktroyiert werden, sondern entsprechende pädagogische Konzepte, in Abstimmung mit 

den Beteiligten vor Ort, den Bedarfen und Möglichkeiten entsprechend entwickelt und umgesetzt  

werden. Außerdem müssen alle Chancen genutzt werden, sich mit außerschulischen Partnern vor 

Ort  wie  Vereinen und Institutionen zu vernetzen.  Jede einzelne Schule kann dadurch auch ihr 

Schulprofil weiter akzentuieren und ausprägen. 

8. Kinder mit und ohne Behinderungen: Jeder zählt! 

Alle haben ein Recht auf schulische Bildung, denn Bildung ist Schlüssel zu Selbstbestimmung und 

aktiver gesellschaftlicher Teilhabe. Das Wohl von Kindern und Jugendlichen mit und ohne Behinde-

rung muss gleichermaßen berücksichtigt werden. Das wiederum stellt hohe Anforderungen an pro-

fessionelle Diagnostik, Beratung und schulische Förderung. So ist die sonderpädagogische Förde-

rung konsequent weiter zu entwickeln und im Regelschulsystem auszubauen. Sie soll auch allge-

mein in der Lehrerbildung verankert und die vorhandene Profilierung und Professionalität der För-

derzentren systematisch genutzt werden. Ausgehend von einer Vielfalt der Förderorte mit differen-

zierten Angeboten heißt dies, dass der Lern- und Förderort sowohl im Regelschulsystem als auch 

an einer Förderschule sein kann. Dies ist mit Blick auf das Ziel größtmöglicher Selbstständigkeit des 
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Einzelnen und seiner Partizipation am beruflichen und gesellschaftlichen Leben jeweils im Einzelfall 

zu entscheiden. 

9. Verlässlichkeit und Berechenbarkeit statt Dauerbaustelle Schulreform 

Verlässlichkeit und Berechenbarkeit sowie Kontinuität sind für alle Beteiligten von elementarer Be-

deutung. Sie sind zentral für die Glaubwürdigkeit von Schulpolitik und für erfolgreiches Handeln vor 

Ort. Schüler und Lehrer – aber auch Eltern – dürfen nicht Opfer schulpolitischen Experimentierens 

und ideologischen Taktierens sein. 

10. Ressourceneinsatz für Qualitätsverbesserung statt für Strukturmaßnahmen 

Schulische  Qualitätsverbesserung,  insbesondere  Unterrichtsentwicklung,  hat  klaren  Vorrang  vor 

Strukturdebatten. Strukturänderungen um ihrer selbst willen verschwenden Zeit und Ressourcen 

und verunsichern alle Beteiligten. Außerdem erfordern sie neue Investitionen in Ausstattung und 

Schulhausbau. Steuermittel, die hierfür verwendet werden, stehen folglich nicht mehr für qualitäts-

sichernde Maßnahmen zur Verfügung. Entscheidend für die Leistungsfähigkeit der Schüler ist aber 

– das zeigen Studien sehr eindeutig – primär die Qualität des Unterrichts. Deshalb wird es darauf 

ankommen, aus dem demografischen Wandel und dem Rückgang der Schülerzahlen eine pädagogi-

sche Rendite zu erzielen. 

11. Vergleichbarkeit und Mobilität müssen weiter gesichert werden 

Qualitätssicherung durch Vergleichbarkeit heißt, den Weg der Formulierung klarer Anforderungen 

und verbindlicher Standards sowie der Transparenz und verbindlicher Rechenschaftslegung durch 

zentrale  Prüfungen und bundesweite  Vergleichsarbeiten  konsequent  weiter  zu  beschreiten.  Ab-

schlussbezogene Bildungsstandards als gemeinsamer Referenzrahmen in den Kernfächern sind eine 

wesentliche Voraussetzung für Mobilität und Anschlussfähigkeit innerhalb Deutschlands. Und sie 

sind zugleich Voraussetzung für die Akzeptanz des Bildungsföderalismus, d. h. den Wettbewerb 

verschiedener Wege zu einem gemeinschaftlich definierten Ziel. Zentrale Prüfungen, die sich an ge-

meinsamen Bildungsstandards orientieren und bundesweite Vergleichsarbeiten sind damit auch ein 

wesentliches Instrument, um zu länder- übergreifender Kompatibilität zu gelangen. 

12. Bildung ist mehr als Schule 

Bildung ist mehr als Schule. Der Staat ist nicht allein für Bildungschancen und den Ausgleich von 

Bildungschancen verantwortlich. Damit Bildung erfolgreich sein kann, müssen Eltern und andere 

Akteure vor Ort zusammenwirken. Die aktive Vernetzung von Schule mit ihrem Umfeld, insbeson-

dere mit Kirchen, kulturellen und sozialen Einrichtungen, Vereinen und der Wirtschaft ist entschei-

dend. Dabei wird der Gedanke der Subsidiarität auch im Kontext von Schule zunehmend wichtiger. 

Pressemitteilung Nr. 230 v. 22.10.2010 
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